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Geſetz-Sammlung 


für die 


—ů Nr. 23. 


(Nr. 7854.) Verordnung, betreffend die im Geſetze vom 8. März 1871. vorbehaltene Re: 


gelung der Zuſtändigkeit der Behörden für das Jadegebiet. Vom 
12. Juli 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des $. 71. des Geſetzes vom 8. März 1871., betreffend 
die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz (Gefet- 
Samml. S. 130.), auf den Antrag Unſerer Minifter der Marine und des Innern, 
was folgt: 

I. 


Die in dem oben erwähnten Geſetze vom 8. März d. J. den Bezirks⸗ 
regierungen reſp. den Landräthen überwieſenen Verrichtungen ſollen für das 
Jadegebiet bis auf Weiteres von dem Admiralitäts⸗Kommiſſariate zu Oldenburg 
reſp. dem Amte des Jadegebietes wahrgenommen werden. Ebenſo tritt daſelbſt 
das zuletzt gedachte Amt an die Stelle der Kreiskommiſſionen und übernimmt 
gleichzeitig die Verwaltung des Landarmen- und Korrigendenweſens. 


$. 2. 
Der Marineminiſter iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 12. Juli 1871. 


(J. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Roon. Gr. zu Eulenburg. 


Jahrgang 1871. (Nr. 78547855.) 41 (Nr. 7855.) 
Ausgegeben zu Berlin den 17. Auguſt 1871. 
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(Nr. 7855.) Allerhöchſter Erlaß vom 10. Juli 1871., betreffend die Verleihung des Expro⸗ 
priationsrechts und des Rechts zur Erhebung eines Schleuſengeldes in 
Bezug auf den als öffentliche Schiffahrtsſtraße auszubauenden und zu 
unterhaltenden Theil des ſogenannten ſchwarzen Grabens im Rhinluche 
von dem Fehrbelliner Fährdamm an abwärts bis zur Stauarche Nr. 9. 


Aus Ihren Bericht vom 26. Juni d. J. genehmige Ich den von dem Kauf⸗ 
mann und Torfgräberei⸗Beſitzer Alexander Gentz zu Neu⸗Ruppin beabſichtigten 
Ausbau des ſogenannten ſchwarzen Grabens im Rhinluche als öffentliche Schiff⸗ 
fahrtsſtraße zum Anſchluſſe an den von demſelben Unternehmer hergeſtellten 
Fehrbellin⸗Kanal von dem Fehrbelliner Fährdamme an abwärts bis zur Stau⸗ 
arche Nr. 9. nach Maßgabe der von der Regierung zu Potsdam zu ertheilenden 
Anweiſung und verleihe dem ꝛc. Gentz hierdurch das Expropriationsrecht in Be⸗ 
zug auf die zu dieſer Anlage nebſt allem Zubehör erforderlichen, noch im Privat- 
beſitze befindlichen Grundſtücke, ſowie das Recht zur Erhebung eines Schleufen- 
geldes an der unterhalb des Fährdammes anzulegenden Schiffsſchleuſe. Den 
vorgelegten Schleufengeld - Tarif habe Ich vorbehaltlich einer, zunächſt nach Ver⸗ 
lauf von zwei Jahren, demnächſt von fünf zu fünf Jahren vorzunehmenden 
Reviſion beſtätigt und ſende Ihnen denſelben, von Mir vollzogen, ſammt den 
eingereichten Plänen anbei zurück. 

Dieſer Erlaß iſt nebſt dem Tarife durch die Geſetz-Sammlung zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß zu bringen. 

Bad Ems, den 10. Juli 1871. 

Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


ar f 
nach welchem das Schleuſengeld für die Benutzung der Schiffsſchleuſe 
in dem als öffentliche Schiffahrtsſtraße ausgebauten Theile des ſoge. 
nannten ſchwarzen Grabens im Rhinluche zu erheben iſt. 
Vom 10. Juli 1871. 
Es wird entrichtet: Tr a 


1) von jedem leeren Fahrzeuge — Thlr. 15 Sgr. 

2) von jedem beladenen Fahrzeuge S 1: € 

3) von Floßholz für jede Schleuſung . ...... 2 — 
Befreiungen. 


Schleuſengeld wird nicht erhoben: . 
1) von Schiffsgefäßen und Flößen, welche Staatseigenthum find, oder für Rech⸗ 
nung des Staats Gegenſtände befördern, auf Vorzeigung von Freipäſſen; 
2) von 


r 8 


2) von Fiſcherkähnen, Fiſchdröbeln, Gondeln, Anhängen, Handkähnen und 


ähnlichen kleinen Fahrzeugen, welche ihrer Bauart nach zur Fracht⸗ 
beförderung nicht beſtimmt find, ſofern fie keinen beſonderen Schleufen- 
aufzug erfordern. 
Gegeben Bad Ems, den 10. Juli 1871. . 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


(Nr. 7856.) Allerhöchſter Erlaß vom 23. Juli 1871., betreffend die Genehmigung der von 
dem Generallandtage der Pommerſchen Landſchaft beſchloſſenen Zuſaͤtze 
zu dem Revidirten Reglement der Pommerſchen Landſchaft vom 26. Ok⸗ 
tober 1857. 


Auf den Bericht vom 16. Juli d. J. will Ich in Folge der Beſchlüſſe des 
im Februar d. J. verſammelt geweſenen Generallandtages der Pommerſchen 
Landſchaft die in der 1 zuſammengeſtellten 
Zuſätze zu dem Revidirten Reglement der Pommerſchen Land— 
ſchaft vom 26. Oktober 1857. 
hierdurch genehmigen. 
Dieſer Erlaß iſt nebſt den Zuſätzen durch die Geſetz-Sammlung zu ver⸗ 
öffentlichen. 
Bad Ems, den 23. Juli 1871. 


Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 
Zugleich für den Juſtizminiſter. 
An den Miniſter des Innern und an den Juſtizminiſter. 


Zu ſaäͤtz e 
zu dem 
Revidirten Reglement der Pommerſchen Landſchaft vom 26. Oktober 1857. 
(Geſetz⸗Samml. S. 945. ff.). 


J. Betreffend die Aufnahme der Güter von Neu⸗Vorpommern 
und Rügen in den Verband der Pommerſehen Landſchaft. 
1) Zum Eingange, zu F. 3. Alinea 2. und zu $. 8. des Reglements. 


Auch Güter in Neu⸗Vorpommern und Rügen, deren Beſitz nach jetziger 

Lage der Geſetzgebung zu einer Virilſtimme auf den Kreistagen berechtigt, können 
nach Vorſchrift des am 26. Oktober 1857. Allerhöchſt betätigten Revidirten 
(Nr. 78557856.) 41* Land⸗ 
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Landſchafts-Reglements und der daſſelbe ergänzenden ſpäteren, landesherrlich ge⸗ 
nehmigten landſchaftlichen Beſchlüſſe in den Verband der Pommerſchen Land⸗ 
ſchaft aufgenommen werden. 

Demgemäß ſind auch auf dieſe Güter fortan Pommerſche Pfandbriefe 
auszufertigen, welche den bereits früher von der Pommerſchen Landſchaft aus⸗ 
gefertigten gleichſtehen ſollen. 

2) Zu F. 16a. 

Dem Anklamer oder Vorpommerſchen Departement treten die drei Neu- 

vorpommerſchen Kreiſe Franzburg, Grimmen, Greifswald und der Kreis Rügen 


hinzu. 
3) Zu $$. 19. 38. 58. 86. und 104. ad 2. 


Das aktive und das paſſive Wahlrecht zu landſchaftlichen Aemtern, ſowie 
das Stimmrecht in den Kreisverſammlungen iſt in Neu⸗Vorpommern und Rügen 
von dem Beſitze eines wirklich bepfandbrieften Gutes abhängig. Die Ver⸗ 
äußerung des Gutes zieht die Niederlegung des etwa bekleideten landſchaftlichen 
Amtes von ſelbſt nach ſich. Die definitive reglementsmäßige Wahl der Kreis⸗ 
deputirten erfolgt jedoch erſt, ſobald in dem betreffenden Kreiſe eine Bepfand⸗ 
briefung auf Höhe von mindeſtens 500,000 Thalern ſtattgefunden hat. Als- 
dann auch erhält der Deputirte erſt Sitz und Stimme im Departements⸗Kol⸗ 
legium und auf dem Generallandtage, ſowie eine Stimme bei der Wahl der 
Mitglieder der Departementd- und Generaldirektion. Interimiſtiſch aber werden 
von den betreffenden Kreiſen Deputirte aus den Beſitzern bepfandbriefungsfähiger 
Güter der Departementsdirektion zu Anklam präſentirt, welche dieſe Behufs 
Vornahme der den Landſchaftsdeputirten im Allgemeinen obliegenden Amts⸗ 

handlungen in Eid und Pflicht nimmt. 
4) Zu $. 167. 
Als gerichtlicher Intabulationskommiſſarius fungirt in Neu-Vorpommern 


und Rügen der betreffende Hypothekenamts-⸗Vorſteher reſp. deſſen Stellvertreter; 
an Stelle des Kreisgerichts aber tritt das Hypothekenamt ein. : 


5) Zu $$. 177. bis 233. 
Die Beſtimmungen über Exekution, Sequeſtration und Subhaſtation 


treten in Neu⸗Vorpommern und Rügen nur ſoweit in Kraft, wie ſie mit den 
in dieſen Bezirken geltenden allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften vereinbar ſind. 


6) Zu $$. 284. und 286. 


Die Zinserſparniſſe der dem landſchaftlichen Verbande zutretenden Güter 
aus Neu⸗Vorpommern und Rügen ſind während der Zeit, in welcher dieſe Güter 
nach Maßgabe der für Altpommern geltenden Beſtimmungen noch nicht an der 
Amortiſation Theil nehmen, zum Eigenthümlichen Fonds des Vorpommerſchen 
Departements und zwar bis dahin abzuführen, daß die Zinſen des erwähnten 
Fonds zur Deckung der erhöhten Bedürfniſſe an Verwaltungskoſten jenes De⸗ 
partements ausreichen. 

Bis zu dieſem Zeitpunkte wird auch von den Anleihen der gedachten Güter 
der Quittungsgroſchen mit 5 Prozent (ekr. $$. 2. und 303.) erhoben. a 
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f Der Engere Ausſchuß hat zu beſchließen, wann der bezeichnete Zeitpunkt 
eingetreten, reſp. ob etwa auch noch durch die Zinserſparniſſe eine Verſtärkung 
des Totalitätsfonds zu erzielen iſt. 

Erſt von dem Zeitpunkte ab, wo die Verſtärkung des Fonds des Anklamer 
Departements reſp. des Totalitätsfonds in vorſtehender Weiſe erreicht iſt, dürfen 
den Beſizern der Güter aus Neu⸗Vorpommern und Rügen nach dem durch 
Allerhöchſten Erlaß vom 14. März 1870. (Geſetz⸗Samml. S. 242.) beſtätigten 
General- Landtagsbeſchluſſe des Jahres 1869. Zuſchußdarlehen bewilligt werden. 


II. Betreffend die Zuläſſigkeit der Berathung von Anträgen auf 
dem General⸗Landtage ohne reglementsmäßige Vorbereitung. 


Zu F. 133. Alinea 2. des Reglements. 


| Ueber Anträge, welche während der Dauer der Verſammlung des General. 
Landtages aus dem Schooße deſſelben geſtellt werden, iſt auch ohne vorgängige 
Berathung in den Kreiskonventen und in den Departementskollegien eine Be⸗ 
ſchlußfaſſung durch den Generallandtag zuläſſig, ſofern die Departements und die 
Generaldirektion einſtimmig die Dringlichkeit der Beſchlußfaſſung anerkennen. 


(Fr. 7857.) Allerhöchſter Erlaß vom 1. Auguſt 1871., betreffend die Genehmigung eines 
Nachtrages zu den Statuten für die beiden Oſtfrieſiſchen Feuer⸗Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften. 


A den Bericht vom 25. Juli d. J. will Ich dem beigefügten, in Folge des 
120 a Mai d. J. von der Oſtfrieſiſchen Landſchaft gefaßten Beſchluſſes auf- 
geſtellten 


Nachtrage zu den Statuten der Feuerſchaden-Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften für die Städte und Flecken und für das platte 
Land des Fürſtenthums Oſtfriesland und das Harrlingerland 
in Aurich a 
hierdurch auf Grund des Geſetzes vom 6. Februar d. J. (Geſetzj-Samml. S. 90.) 
Meine Genehmigung ertheilen. 
Dieſer Erlaß iſt nebſt dem Nachtrage durch die Geſetz-Sammlung zu ver- 
öffentlichen. 
Coblenz, den 1. Auguſt 1871. 


Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 


(Nr. 78567857. Nach⸗ 
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Nachtrag zu den Statuten 


der 


Feuerſchaden-Verſicherungs-Geſellſchaften für die Städte und Flecken 
und fuͤr das platte Land des Fuͤrſtenthums Oſtfriesland und des 
Harrlingerlandes zu Aurich. 


(Vergl. Geſetz⸗Samml. für Hannover von 1832. Abtheilung III. Seite 126., 
2 „ 3 s s ® 1 36. 3 III. * 69., 


8 
V 
s 5 * 1852. * III. * 15., 
3 . 3 1858. 1 5 * 193., 
s = 4 4 5 1859. 5 105 s 867., 
: RE." 7 1 11.018933 
§. 1 


In der Geſellſchaft für die Städte und Flecken werden in der 
Folge die Gebäude nach folgender Klaſſeneintheilung zu den Beiträgen heran— 
gezogen: 

Klaſſe J. Gebäude mit maſſiven Umfaſſungsmauern und harter Bedachung 
von Ziegeln in Kalk, Schiefer, Metall u. dgl. 
Klaſſe II. Gebäude mit maſſiven Umfaſſungsmauern und ganz oder theil- 
weiſe in Docken liegendem Dache. 
Klaſſe III. Alle Gebäude, die ſich nach ihrer Bauart zu keiner der beiden erſten 
Klaſſen eignen. 
§. 2 


Zu einem Komplex gehörige, jedoch unter ſich getrennte Gebäude können 
einzeln klaſſifizirt werden. 

Daſſelbe gilt von Gebäuden, bei welchen das Wohnhaus durch eine in 
die Dachſpitze reichende Brandmauer von der Scheune getrennt iſt. 


$. 3. 

Die erforderlichen Beiträge werden auf die drei Klaſſen in der Art ver- 
theilt, daß die Gebäude der I. Klaſſe 20, der II. Klaſſe 25 und der III. Klaſſe 
30 Beitragstheile zu zahlen haben. 

$. 4. 


Das Landſchaftskollegium iſt auf Antrag der Betheiligten befugt, ein⸗ 
zelne Ortſchaften des Landſchaftsbezirkes in die Geſellſchaft für die Städte 
und Flecken zu verſetzen, ſofern ſich dieſelben der für dieſe Geſellſchaft beſtehenden 
Klaſſeneintheilung unterwerfen. 

$. 5. 


JJ ͤ KT. 
5 

Das Landſchaftskollegium iſt ermächtigt, Kirchen und Thürme, ſofern 
ſolche nicht mit Feuerſtellen baulich verbunden ſind, oder ſonſt gewerblich benutzt 
werden, gegen den Beitragsſatz von z pro Mille des Bauwerthes zu verſichern. 

In Betreff der Geſellſchaft für die Städte und Flecken iſt das 
Landſchaftskollegium außerdem befugt, bei der Verſicherung von Kirchen und 
Thürmen, auch wenn ſie mit einer Feuerſtelle baulich verbunden ſind oder zu 
gewerblichen Zwecken benutzt werden, bis auf die Hälfte der von Gebäuden 
I. Klaſſe zu entrichtenden Beiträge herabzugehen. 


F. 6. 

Der auf Grund des Geſetzes vom 16. Juli 1858. (Hannov. Geſetz⸗Samml. 
Abthlg. I. S. 193.) von beiden Geſellſchaften geſammelte Reſervefonds wird auf 
zuſammen „150,000 Thlr. Kurant“ feſtgeſtellt und nimmt für die Folge die 
Benennung: 

„Grundkapital der beiden Feuerſchaden-Verſicherungsgeſell— 
ſchaften für Oſtfriesland und Harrlingerland“ 


Sollte der Fonds bei Einführung des vorliegenden Nachtrages den Be⸗ 
trag von 150,000 Thlrn. noch nicht erreicht haben, ſo ſind bis dahin, daß dies 
geſchehen, die Zinſen der vorhandenen Beſtände dem Kapitale hinzuzufügen, 
nöthigenfalls auch Zuſchlagsbeiträge — efr. §. 9. — zu erheben. 

$. 7. 

Das Grundkapital iſt in Preußiſchen Staats⸗Obligationen oder in guten 
inländiſchen Kommunalpapieren, ſowie bei Geldinſtituten, welche unter der 
Garantie der Landſchaft ſtehen, verzinslich zu belegen. Auch iſt es geſtattet, 
10 Prozent des Beſtandes auf Realhypotheken mit pupillariſcher Sicherheit 
anzulegen. g s 


Die Zinſen des Grundkapitals vertheilen ſich auf beide Geſellſchaften zur 
Beſtreitung ihrer Jahresbedürfniſſe nach Maßgabe der von ihnen vertretenen 
Verſicherungsſummen, und nur der Reſt des Bedarfs wird in jeder Geſellſchaft 
durch Beiträge der Mitglieder gedeckt. f 

$. 9. 

Das Grundkapital ſelbſt hat den Geſellſchaften zur Deckung außerordent⸗ 
licher Schäden zu dienen. 

Ein außerordentlicher Schaden iſt vorhanden, ſo oft in einer der Geſell⸗ 
ſchaften zur Beſtreitung des Jahresbedarfs ein höherer Beitrag als 2 pro Mille 
der Verſicherungsſummen erforderlich wird. 

In dieſem Falle iſt das Fehlende aus dem Grundkapitale zu entnehmen. 

In der Geſellſchaft für die Städte und Flecken wird der Maximalſatz 
von 2 pro Mille nach dem Durchſchnitte der Klaſſen ermittelt. 

So oft das Grundkapital hat angegriffen werden müſſen, iſt daſſelbe 
baldthunlichſt bis zur feſtgeſetzten Höhe wieder zu ergänzen, zunächſt wur 

(Nr. 7857.) n · 


an. 


5 
Zinſen der verbliebenen Beſtände, nöthigenfalls aber auch durch zweckentſprechende, 
in beiden Geſellſchaften nach dem Maaße der Verſicherungsſummen zu erhebende 
Zuſchlagsbeiträge beziehungsweiſe auf dem Wege der Anleihe. 

Zuſchlagsbeiträge können nur auf Grund eines von der Landrechnungs⸗ 
Verſammlung gefaßten und von der Königlichen Landdroſtei zu Aurich geneh- 
migten Beſchluſſes erhoben werden. 
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$. 10. 


Der F. 14. der Verordnung vom 10. Juli 1832. (Hannov. Geſetz-Samml. 
Abthl. III. S. 126.) wird dahin abgeändert, daß in Betreff der Gef ellſchaft 
für das platte Land, ſtatt eines Mitgliedes der obrigkeitlichen Behörde, ein 
von dieſer Behörde beſtellter Vertrauensmann die dort vorgeſehenen Funktionen 
wahrzunehmen hat. 

Die Ernennung dieſes Vertrauensmannes erfolgt auf Vorſchlag der 
Amts vertretung, welcher das Recht zuſteht, nach Umſtänden für verſchiedene 
Abtheilungen des obrigkeitlichen Bezirks verſchiedene Vertrauensmänner zu wählen. 

Der Vertrauensmann erhält für ſeine Bemühungen mit Einſchluß aller 
etwaigen Fuhrkoſten und ſonſtigen Ausgaben eine Vergütung von drei Thalern für 
den Tag. 

l. 11. 


Der Eingang des g. 35. der Verordnung vom 10. Juli 1832. (Hannov. 
Geſetz⸗Samml. Abthl. III. S. 143.) lautet fortan: 
„Brennt ein Gebäude oder brennt auf dem Bauplatze befind— 
liches, nachweislich zum Wiederaufbau beſtimmtes Bau— 
material wieder ab, ehe der Bau vollendet u. ſ. w.“ 


§. 12. 
Das Geſetz vom 29. Dezember 1837., die Vergütung von Schäden 
betreffend, welche aus einem kalten Gewitterſchlage entſtanden ſind 
(Hannov. Geſetz-Samml. Abthl. III. S. 135.), 
das Geſetz vom 16. Juli 1858. (Hannov. Geſetz Samml. Abthl. J. 
S. 193.), und 
das Geſetz vom 31. Dezember 1860. (Hannov. Geſetz⸗Samml. Abthl. J. 
S. 223.), betreffend den Reſervefonds der Feuerſchaden⸗Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften für das Fürſtenthum Oſtfriesland und das Harrlingerland, 
ind aufgehoben. 
ſind aufgeh 8 13. 
Der vorliegende Nachtrag tritt am 1. Januar 1872. in Kraft. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 
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